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Keine Verstärkung der strukturellen Benachteiligung von Frauen im Kontext der Covid-19-Krise! 

 

 

Sehr geehrte GWK-Vorstandsvorsitzende Frau Ministerin Karliczek, 

 

angesichts der Entwicklung der Covid-19-Krise befinden wir uns in Deutschland zurzeit in einer Situation, 

die schnelle, bislang nicht erprobte Regelungen und Maßnahmen fordert. In diesem Zusammenhang wei-

sen wir Sie auf folgende Aspekte der aktuellen Situation hin, die bei der Entwicklung von Instrumenten 

zur Bewältigung der Krise im Sinne der Geschlechtergerechtigkeit unbedingt beachtet werden müssen:  

 

Die gegenwärtige Situation belastet Personen mit Betreuungspflichten – in unserer Gesellschaft sind dies 

meist Frauen - in besonderer Weise, da die Infrastrukturen, auf die sie sonst zurückgreifen können (Be-

treuungseinrichtungen, Pflegedienste, Großeltern etc.), wegbrechen. Daher benötigen sie Unterstüt-

zungsleistungen, die größere soziale und finanzielle Schwierigkeiten abfedern. Die aktuellen Richtlinien, 

die für unsere Organisationen eine Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts von insgesamt bis zu 

10 Arbeitstagen (in ausgewiesenen Härtefällen länger) vorsehen, sind in dieser Hinsicht schon ange-

sichts der prognostizierten Dauer der Covid-19-Krise ungenügend. Eltern werden gezwungen sein, ihren 

Jahresurlaub anzugreifen, der ihnen später für notwendige Betreuungsleistungen fehlen wird. 

Problematisch erscheint uns weiterhin die Tatsache, dass die „dienstlichen Gründe“ nicht genauer defi-

niert sind, welche einer Freistellung entgegenstehen können. In vielen unserer Organisationen wird zur 

Entlastung in der Krisenzeit das Instrument des Zuhausearbeitens genutzt. Die dazu hinterlegten Rege-

lungen dürfen nicht dazu führen, dass ein Personenkreis, der nicht über das technische Equipment ver-

fügt, vom HomeOffice ausgeschlossen ist. Hier sind im besonderen Frauen im Verwaltungs- und techni-

schen Bereich und in den Laboren betroffen. 
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Hinzu kommt, dass es sich bei den derzeitigen Regelungen um Empfehlungen handelt und die endgülti-

gen Festlegungen den Ländern überlassen sind, welche Entscheidungen teilweise dann noch an die 

Arbeitgeber*innen delegieren.  

 

Vor diesem Hintergrund fordern die Allianz der Gleichstellungsbeauftragten der außeruniversitären For-

schungsorganisationen (AGbaF) und die Bundeskonferenz der Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten 

an Hochschulen (bukof) die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz nachdrücklich auf, eine bundesweit 

flächendeckende Regelung zu erlassen, die die skizzierte Verstärkung der strukturellen Benachteiligung 

von Frauen im Kontext der Covid-19-Krise verhindert. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 
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Kopie an Ministerin Dr. Franziska Giffey 

 

 

 

 


